
 

 

 
 
 
 
 

 

 
 

Familienrecht 

 

Welche Unterhaltsansprüche haben 
Studierende? 
 

Der angemessene Gesamtunterhaltsbedarf 

eines Studenten, der nicht bei seinen Eltern 

oder einem Elternteil wohnt, beträgt aktuell in 

der Regel monatlich 735 €. Wohnt das Kind 

noch bei seinen Eltern bzw. bei einem Eltern-

teil, ist der Unterhalt nach der 4. Altersstufe 

der Düsseldorfer Tabelle zu berechnen. Die 

Dauer der Unterhaltszahlung richtet sich im 

Regelfall nach der durchschnittlichen Studien-

dauer. Hierbei ist zu beachten,  dass die durch-

schnittliche Studiendauer nicht mit der Regel-

studienzeit gleichzustellen ist, welche nach der 

staatlichen Ausbildungsförderung für das BA-

föG gilt. Wird die Regelstudienzeit überschrit-

ten, muss eine Einzelfallentscheidung getrof-

fen werden, um den Besonderheiten des je-

weiligen Falls Rechnung zu tragen. Eine starre 

Regelung, welche Überschreitung der Regel-

studienzeit noch hinnehmbar ist, existiert 

nicht. 

 

Während der BGH (FamRZ 2001, 757), ohne 

feste Zeiträume zu benennen, entschied, dass 

eine „maßvolle“ Überschreitung der Förde-

rungshöchstdauer durch die Eltern hinzuneh-

men ist, urteilte das OLG Koblenz (Az. 9 WF 

553/00), dass ein Student seinen Unterhaltsan-

spruch gegen die Eltern verliert, wenn er die 

Regelstudienzeit um ein Examenssemester 

überschreitet und keine Gründe dafür darle-

gen kann, warum die Regelstudienzeit unver-

schuldet überzogen wurde. Das OLG Karlsru-

he urteilte am 24.02.2011 unter dem Az. 2 UF 

45/09, dass Eltern mit guten Einkommensver-

hältnissen verpflichtet sind,  weiterhin Unter- 

 

 

 

 

 

 

 

haltsleistungen zu zahlen, wenn der Student 

ein Auslandsstudienjahr absolviert, welches für 

das Studium sinnvoll ist. Dies gilt auch, wenn 

durch das Auslandsstudienjahr die Regelstudi-

enzeit überschritten wird. Die Unterhalts-

pflicht entfällt erst bei erheblicher Überschrei-

tung der Regelstudienzeit. 

 

Grundsätzlich sind Studenten nicht verpflich-

tet, neben dem Studium eine bezahlte Tätig-

keit aufzunehmen, da es sich beim Studium 

bereits um eine Vollzeittätigkeit handelt. Eine 

solche Tätigkeit könnte den erfolgreichen und 

zügigen Studienabschluss verzögern, weshalb 

Eigeneinkünfte des Studenten grundsätzlich 

nicht anzurechnen sind, wenn es sich um einen 

gelegentlichen Studentenjob bzw. einen Ne-

benjob in den Semesterferien handelt. Diese 

Einkünfte werden als sogenannte überobliga-

tionsmäßige Einkünfte eingestuft und bleiben 

anrechnungsfrei. Übt indes der Student regel-

mäßig einen Job (Minijob) aus, liegt keine 

„gelegentliche“ Tätigkeit vor  und daraus er-

zieltes Einkommen wird auf den Unterhalts-

bedarf angerechnet. Allerdings bleibt derzeit 

ein Betrag von mindestens 100 Euro für be-

rufsbedingte Aufwendungen anrechnungsfrei.  

 

BAföG wird vollständig, also mit Darlehensan-

teil, auf den Unterhaltsbedarf angerechnet. 

Einkommensmindernd wirkt sich auch die Til-

gung des BAföG aus. Nimmt der Student kein 

BAföG in Anspruch, weil er lieber den Unter-

halt der Eltern erhalten möchte als Schulden 

mit dem BAföG-Darlehen zu machen, wird das 

Aktuelles aus dem Familien- und Erbrecht 
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fiktiv bedarfsmindernd gewertet. Der Unter-

halt wird also um das fiktive BAföG gekürzt 

(vgl. auch Urteil des OLG Schleswig-Holstein, 

Az. 15 UF 75/05 vom 24.08.2005, welches be-

sagt, dass BAföG vorrangig zu beantragen ist). 

 

Wird noch Kindergeld gezahlt oder eine 

Halbwaisenrente gewährt, sind diese 

Zahlungen ebenfalls auf den Unterhaltsbedarf 

anzurechnen.  

 

Erbrecht 

 
Verjährung des Anspruchs auf  

Vorlage eines notariellen Nachlass-
verzeichnisses  
 
 

Der BGH hat in vorgenanntem Urteil entschie-

den, dass der von einem Pflichtteilsberechtig-

ten im Rahmen einer Stufenklage geltend 

gemachte Anspruch auf Auskunft durch Vorla-

ge eines privatschriftlichen Nachlassverzeich-

nisses grundsätzlich auch die Verjährung des 

Anspruchs auf Auskunft durch Vorlage eines 

notariellen Nachlassverzeichnisses hemmt.  

 

Sind Kinder, Ehegatten oder Eltern, sofern der 

Erblasser keine eigenen Kinder hat, durch ein 

Testament von der Erbfolge ausgeschlossen, 

steht ihnen ein Pflichtteilsanspruch zu. Zur 

Berechnung des Pflichtteilsanspruchs gibt das 

Gesetz dem Pflichtteilsberechtigten die Mög-

lichkeit, vom Erben Auskunft über den Bestand 

des Nachlasses zu verlangen. In der Regel er-

folgt dies durch ein privatschriftliches Nach-

lassverzeichnis, erstellt durch den Erben selbst.  

 

Der Pflichtteilsberechtigte kann jedoch vom 

Erben auch die Erstellung eines notariellen 

Nachlassverzeichnisses verlangen.  

 

 

Dies geschieht meist dann, wenn der Pflicht-

teilsberechtigte Bedenken gegen die ord-

nungsgemäßen Angaben des Erben hat. In 

diesem Fall wird das Nachlassverzeichnis durch 

einen Notar erstellt. Der Erbe kann, nachdem 

er zunächst das privatschriftliche Nachlassver-

zeichnis verlangt hat, auch im Laufe des Ver-

fahrens noch die Erstellung eines notariellen 

Nachlassverzeichnisses fordern.  

 

Der Pflichtteilsanspruch verjährt drei Jahre 

nach dem Erbfall. Die Frist beginnt am Ende 

des Jahres, in dem der Pflichtteilsberechtigte 

Kenntnis über den Todesfall des Erblassers und 

Kenntnis über seine Enterbung erlangt hat.  

 

Der BGH hatte einen Fall zu entscheiden, in 

welchem der Pflichtteilsberechtigte rechtzeitig 

vor Eintritt der Verjährung gerichtlich den 

Auskunftsanspruch durch Vorlage eines privat-

schriftlichen Nachlassverzeichnisses geltend 

gemacht hatte. Nach Ablauf der Verjährung 

wollte der Pflichtteilsberechtigte nunmehr 

noch ein notarielles Nachlassverzeichnis ein-

fordern. Für den BGH stellte sich somit die 

Frage, ob der Anspruch verjährt war, da die 

Aufforderung zur Erstellung eines notariellen 

Nachlassverzeichnisses erst nach Eintritt der 

Verjährung erfolgte.  

 

Der BGH entschied jedoch, dass die Geltend-

machung des Anspruchs auf Auskunft durch 

Vorlage eines privatschriftlichen Nachlassver-

zeichnisses auch die Verjährung des Anspruchs 

auf Auskunft durch Vorlage eines notariellen 

Nachlassverzeichnisses hemmt, da die geltend 

gemachten Ansprüche materiell-rechtlich we-

sensgleich sind und dem gleichen Endziel die-

nen.  
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